
In der Senatssitzung am 13. Februar 2024 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und Integration 

06.02.2024 

S 11 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 13.02.2024 

„Gesundheitliche Versorgung in der Leichtbauhalle im Hulsberg-Quartier“ 
(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Stadtbürgerschaft) 
 

A. Problem 
Die Fraktion DIE LINKE hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an 
den Senat gestellt: 
 
„Wir fragen den Senat: 
 

1. Welche gesundheitliche Versorgung steht den asylsuchenden und geflüchteten 
Menschen in der Leichtbauhalle im Hulsberg-Quartier auf dem Gelände des Klinikums 
Bremen-Mitte zur Verfügung?  
 

2. Wie wird der Infektionsschutz sichergestellt? (Welche Möglichkeiten gibt es bspw. für 
Personen, welche sich mit einem Krankheitserreger infiziert haben, sich zu isolieren, 
um andere Bewohner*innen nicht anzustecken? Welche Vorkehrungen werden 
getroffen, um Infektionsausbrüche so gut es geht zu vermeiden?) 
 

3. Wie wird das 2016 vom Senat verabschiedete Gewaltschutzkonzept in der Unterkunft 
umgesetzt?“ 

 

B. Lösung 
Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1:  
Für asylsuchende und geflüchtete Menschen wird werktags eine Akut- und Basisversorgung 
in einer mobilen Arztpraxis auf dem Gelände angeboten. Personen, für die die angebotene 
Akut- und Basisversorgung nicht ausreicht, werden mit organisatorischer Unterstützung durch 
den Träger im niedergelassenen Gesundheitssystem behandelt. Zudem werden 
Erstuntersuchungen in einem separat eingerichteten Versorgungscontainer durchgeführt.  
 
Zu Frage 2:  
Ziel der Erstuntersuchung ist es unter anderem, das Vorliegen schwerwiegender übertragbarer 
Krankheiten zu diagnostizieren beziehungsweise auszuschließen, den Impfstatus zu 
kontrollieren und gegebenenfalls Impfungen durchzuführen.  
 
Möglichkeiten zur Quarantäne im Falle ansteckender Krankheiten stehen grundsätzlich in der 
Erstaufnahme in Vegesack zur Verfügung. Darüber hinaus sind im Rahmen der Corona-
Pandemie im Übergangswohnheim Arberger Heerstraße Quarantäne- und 
Isolationsmöglichkeiten geschaffen und die entsprechenden Versorgungsstrukturen 
eingerichtet worden. Um auf Quarantänebedarfe im Unterkunftssystem reagieren zu können, 
werden derzeit noch zehn dieser Plätze vorgehalten.  
 
  



- 2 - 

 

Zu Frage 3:  
Das Gewaltschutzkonzept aus dem Jahr 2016 wird generell in allen Einrichtungen umgesetzt, 
auch von der AWO, und auch in den Leichtbauhallen am Hulsberg. Beschäftigte des Trägers 
verpflichten sich bei Dienstantritt schriftlich auf einen Verhaltenskodex, der Aspekte des 
Gewaltschutzes umfasst. Sie werden sensibilisiert und besuchen regelmäßig einschlägige 
Fortbildungen. Mehr als die Hälfte des Träger-Personals ist weiblich, der Sicherheitsdienst 
stellt ebenfalls Geschlechterdiversität sicher. So sind weibliche Ansprechpartnerinnen sowie 
ein geschlechterspezifischer Blick auf die Situation vor Ort stets gewährleistet. In den 
öffentlichen Bereichen der Einrichtung ist das Sicherheitspersonal durchgängig präsent. Die 
Sanitärräume sind deutlich nach Geschlechtern getrennt und baulich so angeordnet, dass ein 
möglichst hoher Grad an Sicherheit gegeben ist. In den öffentlichen Bereichen der Einrichtung 
liegt mehrsprachiges Infomaterial zum Thema Gewaltschutz aus, das auch auf geschulte 
Ansprechpersonen in der Einrichtung verweist. Eine Vernetzung mit externen Beratungsstellen 
wird derzeit aufgebaut.  
 

C. Alternativen 
Werden nicht empfohlen. 
 

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung 
Keine finanziellen oder personalwirtschaftlichen Auswirkungen durch die Beantwortung dieser 
Anfrage. Zum Stichtag 31.01.2024 waren 307 Personen in den Leichtbauhallen am Hulsberg 
untergebracht, davon haben sich 99 mit weiblichem Geschlechtseintrag registrieren lassen. 
46 von ihnen sind nach diesem Eintrag jünger als 18 Jahre. 
 

E. Beteiligung / Abstimmung 
Nicht erforderlich. 
 

F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts 
entgegen. 
 

G. Beschluss 
Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration vom 06.02.2024 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion DIE LINKE 
in der Fragestunde der Stadtbürgerschaft zu. 
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